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Inhalt: Staatsvertrag zwiſchen Preußen und Schaumburg-Lippe, betreffend die Beſtellung des Ober- 
landesgerichts zu Celle zum Oberlandesgerichte für das Fürſtentum Schaumburg-Lippe, S. 181. — 
Bekanntmachung, betreffend die Ratifikation des zwiſchen Preußen und Schaumburg-Lippe 
wegen Beſtellung des Oberlandesgerichts in Celle zum Oberlandesgerichte für das Fürſtentum 
Schaumburg⸗Lippe am 24./25. Februar d. J. unterzeichneten Staatsvertrags ſowie den Austaufch 
der Ratifikationsurkunden, S. 186. — Bekanntmachung der nach dem Geſetze vom 10. April 1872 
durch die Regierungsamtsblätter veröffentlichten landesherrlichen Erlaſſe, Urkunden uſw., S. 187. 
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(Nr. 10918). Staatsvertrag zwiſchen Preußen und Schaumburg-Lippe, betreffend die Be— 
ſtellung des Oberlandesgerichts zu Celle zum Oberlandesgerichte für das 
Fürſtentum Schaumburg-Lippe. Vom 24./25. Februar 1908. 


Wegen Beſtellung des Oberlandesgerichts zu Celle zum Oberlandesgerichte 
für das Fürſtentum Schaumburg-Lippe iſt von den beiderſeitigen Staats— 
regierungen durch die hierzu beauftragten Kommiſſare, und zwar 
Königlich Preußiſcherſeits 
von dem Geheimen Oberjuſtizrat Geißler 
und 
Fürſtlich Schaumburg⸗Lippiſcherſeits 
von dem Geheimen Regierungsrat Bömers 
nachſtehender Staatsvertrag, vorbehaltlich der landesherrlichen Genehmigung, ab— 
geſchloſſen worden: 
Artikel 1. 
Das Königlich Preußiſche Oberlandesgericht zu Celle wird zum Ober- 
landesgerichte für das Fürſtentum Schaumburg-Lippe beſtellt. 


Artikel 2. 
Das Oberlandesgericht führt, ſoweit ſeine Wirkſamkeit für Schaumburg⸗ 
Lippe in Betracht kommt, die Bezeichnung als: 
Königlich Preußiſches Oberlandesgericht für das Fürſtentum Schaum⸗ 
burg⸗Lippe. 
Geſetzſammlung 1908. (Nr. 1091810919.) 43 
Ausgegeben zu Berlin den 3. September 1908. 
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Die Entſcheidungen in den aus Schaumburg⸗Lippe erwachſenden Sachen 
ergehen unter der Formel: | 
Gemäß dem zwifchen Seiner Majeſtät dem Deutſchen Kaiſer, Könige 
von Preußen und Seiner Durchlaucht dem Fürſten zu Schaumburg⸗ 
Lippe geſchloſſenen Staatsvertrage vom 24./25. Februar 1908. 


Artikel 3. 

Dem Oberlandesgerichte kann für das Gebiet des Fürſtentums Schaumburg⸗ 
Lippe neben der auf dem Deutſchen Gerichtsverfaſſungsgeſetze beruhenden Zu⸗ 
ſtändigkeit eine erweiterte Zuſtändigkeit nach Maßgabe der §§ 3 und 4 des Ein⸗ 
führungsgeſetzes zum Deutſchen Gerichtsverfaſſungsgeſetz übertragen werden. Die 
Übertragung erfolgt nach vorausgegangener Verſtändigung unter den beiderſeitigen 
Staatsregierungen durch die Landesgeſetzgebung des Fürſtentums Schaumburg⸗ 
Lippe. 


Artikel 4. 

Unbeſchadet der der Fürſtlichen Staatsregierung als Landesjuſtizverwaltung 
zuſtehenden Aufſichtsbefugnis wird dem Präſidenten des Oberlandesgerichts in den 
an das letztere gelangenden Sachen das Auffichtsrecht über das Fürſtliche Land⸗ 
gericht und in höherer Inſtanz über die Fürſtlichen Amtsgerichte und dem Ober⸗ 
ſtaatsanwalt die Aufſicht über die Fürſtlich Schaumburg⸗Lippiſche Staatsanwalt⸗ 
ſchaft übertragen. Hinſichtlich des Oberſtaatsanwalts ſteht das Recht der Aufſicht 
und Leitung in ſchaumburg⸗lippiſchen Sachen der Fürſtlich Schaumburg⸗Lippiſchen 
Staatsregierung zu. Das Recht der Aufſicht über das Oberlandesgericht wird 
ausſchließlich von Preußen geübt. 


Artikel 5. 
Das Oberlandesgericht ſowie der Oberſtaatsanwalt haben auf Verlangen 
der Fürſtlich Schaumburg⸗Lippiſchen Regierung Gutachten über Angelegenheiten 
der Geſetzgebung und der Juſtizverwaltung abzugeben. ; 


Artikel 6. 

Die Gebühren, Auslagen und Stempel in den an das Oberlandesgericht 
erwachſenden Sachen werden, ſoweit nicht die Reichsgeſetzgebung Anwendung 
findet, nach ſchaumburg⸗lippiſchen Landesgeſetzen berechnet und für Rechnung 
der preußiſchen Staatskaſſe eingezogen; die Erträge aus den nach dem ſchaum⸗ 
burg⸗lippiſchen Stempelſteuergeſetze verwendeten Stempeln verbleiben jedoch dem 
Fürſtentume Schaumburg-Lippe. | | 

Zum Zwecke der Einziehung haben die Fürſtlich Schaumburg⸗Lippiſchen 
Landesbehörden den Königlich Preußiſchen Behörden dieſelbe Rechtshilfe zu ge⸗ 
währen wie den Behörden des eigenen Staates. 


on 


Artikel 7. 


Schaumburg-Lippe hat an Preußen als jährlichen Beitrag zu den Koſten 
des Oberlandesgerichts die Summe von 1500 Mark zu entrichten. 


Artikel 8. 

In Schaumburg⸗Lippe werden die in Preußen geltenden Vorſchriften über 
die juriſtiſchen Prüfungen und den Vorbereitungsdienſt eingeführt werden. Wenn 
dies geſchehen, wird Preußen den ſchaumburg⸗lippiſchen Staatsangehörigen die 
Ablegung der Prüfungen und die Ableiſtung des Vorbereitungsdienſtes bei den 
preußiſchen Behörden geſtatten. Auch wird alsdann der bei den Fürſtlich 
Schaumburg⸗Lippiſchen Behörden oder bei ſchaumburg⸗lippiſchen Rechtsan⸗ 
wälten abgeleiſtete Vorbereitungsdienſt wie ein in Preußen geleiſteter Vor⸗ 
bereitungsdienſt angerechnet werden. 

Auf ſchaumburg⸗lippiſche Staatsangehörige, welche ſich beim Inkrafttreten 
der vorſtehenden Beſtimmungen noch nicht 2 Jahre im Vorbereitungsdienſte be⸗ 
finden, werden dieſe Beſtimmungen entſprechende Anwendung finden. 


Artikel 9. 

Dem Königlich Preußiſchen Gerichtshofe zur Entſcheidung der Kompetenz 
konflikte kann die im § 17 des Deutſchen Gerichtsverfaſſungsgeſetzes geordnete 
Zuſtändigkeit für das Gebiet des Fürſtentums Schaumburg⸗Lippe übertragen 
werden. Die Übertragung erfolgt nach vorausgegangener Verſtändigung unter 
den beiderſeitigen Staatsregierungen durch die Landesgeſetzgebung des Fürſtentums 
Schaumburg ⸗Lippe. 

Artikel 10. 

Der gegenwärtige Vertrag tritt am 1. Oktober 1909 in Kraft, wofern 
zu dieſem Tage der Staatsvertrag zwiſchen dem Großherzogtum Oldenburg und 
dem Fürſtentume Schaumburg⸗Lippe vom 23. Oktober 1878 über die Beſtellung 
eines gemeinſchaftlichen Oberlandesgerichts durch Kündigung gelöſt wird. 

Die Dauer des gegenwärtigen Vertrags wird auf zwölf Jahre feſtgeſetzt 
und verlängert ſich ſtillſchweigend um denſelben Zeitraum, wenn er von keinem 
Teile vor Anfang des vorletzten Jahres einer Vertragsperiode aufgekündigt wird. 


Artikel 11. 

Gegenwärtiger Vertrag ſoll zweimal ausgefertigt, auch ſoll die Aus⸗ 
wechſelung der Ratifikationsurkunden im Wege des Schriftwechſels tunlichſt bald, 
jedenfalls aber vor dem 1. Oktober 1908, bewirkt werden. 

Berlin, den 24. Februar 1908. 

Bückeburg, den 25. Februar 1908. 


(L. S.) Geißler. (L. S.) Bömers. 
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Schlußprotokoll. 


Bei der Unterzeichnung des Vertrags über die Beſtellung des Oberlandes— 
gerichts in Celle zum Oberlandesgerichte für das Fürſtentum Schaumburg-Lippe 
ſind die unterzeichneten Bevollmächtigten noch über nachſtehende Beſtimmungen 
übereingekommen: 


I. Zu Artikel 3. 


Preußen erklärt ſich damit einverſtanden, daß dem Oberlandesgerichte durch 
die ſchaumburg⸗lippiſche Landesgeſetzgebung die Entſcheidungen zweiter Inſtanz 
in den auf Entfernung eines Beamten aus dem Amte gerichteten Verfahren, 
für die in erſter Inſtanz das Landgericht oder der Diſziplinarhof in Bückeburg 
zuſtändig iſt (§§ 50 ff. des Geſetzes über den Fürſtlichen Zivilſtaatsdienſt vom 
8. März 1872), übertragen werden. Die Entſcheidungen erfolgen durch den 
erſten Zivilſenat des Oberlandesgerichts. 

Als Gegenſtände, auf welche ſich die Ausdehnung der Zuſtändigkeit ferner 
erſtrecken kann, werden insbeſondere bezeichnet: 

1. die Entſcheidung oberer Inſtanz in Sachen, für welche beſondere Ge— 

richte zugelaſſen find; 

2. die Entſcheidung auf Rechtsmittel in Sachen der nicht ſtreitigen Ge— 

richtsbarkeit 

3. die Entſcheidung erſter Inſtanz in Difziplinarfachen gegen richterliche 

Beamte. 

Preußen iſt ferner damit einverſtanden, daß die Entſcheidung über das 
Rechtsmittel gegen ein Urteil der zu 3 bezeichneten Art durch die ſchaumburg⸗ 
lippiſche Landesgeſetzgebung dem Großen Diſziplinarſenate des Preußiſchen Kammer⸗ 
gerichts übertragen werde. 

Endlich herrſcht Einverſtändnis darüber, daß unter der Landesgeſetzgebung 
im Sinne dieſes Vertrags auch landesherrliche Verordnungen einbegriffen ſeien. 


II. Zu Artikel 4. 


1. Durch die Beſtimmungen dieſes Artikels iſt der unmittelbare Verkehr 
des Fürſtlich Schaumburg⸗Lippiſchen Miniſteriums mit dem Oberlandesgerichts— 
präfidenten nicht ausgeſchloſſen, die Formen dieſes Verkehrs werden auf Wunſch 
von Schaumburg-Lippe reglementariſch geregelt. 


— 185 — 


2. Gelangt im Aufſichtsweg eine aus dem Fürſtentume Schaumburg⸗ 
Lippe erwachſene Sache durch eine gegen das Oberlandesgericht gerichtete Be⸗ 
ſchwerde zur Entſcheidung des Königlich Preußiſchen Juſtizminiſters, ſo wird vor 
Abgabe der Entſcheidung dem Fürſtlich Schaumburg⸗Lippiſchen Miniſterium 
Gelegenheit zur Außerung gegeben werden. 

3. Der Königlich Preußiſche Juſtizminiſter wird die von dem Oberlandes⸗ 
gericht und dem Oberſtaatsanwalt erſtatteten Geſchäftsberichte, ſoweit ſich dieſelben 
auf Gegenſtände des gemeinſamen Intereſſes beziehen, dem Fürſtlich Schaum⸗ 
burg⸗Lippiſchen Miniſterium mitteilen. 

4. Die Fürſtliche Regierung kann dem Oberlandesgerichtspräſidenten die 
Dienſtaufſicht über das Fürſtliche Landgericht übertragen, auch zu den von ihr 
angeordneten Viſitationen desſelben von dem Präſidenten des Oberlandesgerichts 
zu beſtimmende, richterliche Mitglieder dieſes Gerichts zuziehen. Bei Ausübung 
dieſer Dienſtaufſicht und bei den Viſitationen ſind die in Schaumburg-Lippe 
geltenden Geſetze und Verfügungen ſowie die Vorſchriften der Fürſtlichen Ne 
gierung zu beachten. 

Die Mitglieder des Oberlandesgerichts erhalten bei Ausübung der vor⸗ 
ſtehend gedachten Funktionen die ihnen nach den preußiſchen Beſtimmungen zu⸗ 
ſtehenden Vergütungen an Reiſekoſten und Tagegeldern aus der ſchaumburg⸗ 
lippiſchen Landeskaſſe. . 

III. Zu Artikel 5. 

Die von der Fürſtlich Schaumburg ⸗Lippiſchen Regierung erforderten Gut- 

achten werden nicht von dem Plenum, ſondern von demjenigen Senate des 


Oberlandesgerichts erſtattet werden, welcher für die Entſcheidung der Sachen aus 
Schaumburg-Lippe beſtimmt wird. 


IV. Zu Artikel 8. 

Für diejenigen ſchaumburg⸗lippiſchen Staatsangehörigen, welche ſich zu 
dem Zeitpunkte, wo die preußiſchen Vorſchriften über die juriſtiſchen Prüfungen 
und den Vorbereitungsdienſt in Schaumburg-Lippe in Kraft treten 2 Jahre 
oder länger im ſchaumburg⸗lippiſchen Vorbereitungsdienſte befinden werden be⸗ 
ſondere Übergangsbeftimmungen wegen des Vorbereitungsdienſtes und wegen der 
zweiten Staatsprüfung vereinbart werden. 


V. 

Inm Einverſtändniſſe der beiderſeitigen Juſtizverwaltungen können auf ihren 
Antrag preußiſche Gerichtsaſſeſſoren den ſchaumburg⸗lippiſchen Juſtizhörden und 
ſchaumburg⸗lippiſche Gerichtsaſſeſſoren den preußiſchen Juſtizbehörden unter den 
gleichen Bedingungen und Vorausſetzungen überwieſen werden, wie den Juſtiz⸗ 
behörden ihres Heimatsſtaats. 2 


Im gleicher Weife können preußiſche Referendare zur Ableiſtung einzelner 
Teile des Vorbereitungsdienſtes in Schaumburg-Lippe zugelaffen werden. Ein 
ſolcher Vorbereitungsdienſt wird als ein in Preußen abgeleiſteter Vorbereitungs⸗ 
dienſt angeſehen. 

d VI. 

Preußen erklärt ſich bereit, auf Vorſchlag der Schaumburg ⸗Lippiſchen 
Regierung und nach vorgängiger Verſtändigung mit dieſer zwei bei dem Land⸗ 
gericht in Bückeburg zugelaſſene Rechtsanwälte bei dem Oberlandesgericht in Celle 
zuzulaſſen. 

VII. 

Die Preußiſche Staatsregierung übernimmt, ſoweit dies ſchaumburg⸗ 
lippiſcherſeits gewünſcht wird, die Vollſtreckung der von den ſchaumburg⸗ 
lippiſchen Gerichtsbehörden erkannten Zuchthaus⸗ und Gefängnisſtrafen in 
preußiſchen Strafanſtalten. 

Die näheren Beſtimmungen hierüber bleiben beſonderer Vereinbarung vor⸗ 
behalten. 


VIII. 
Die Beſtimmungen dieſes Schlußprotokolls ſollen ebenfo verbindlich ſein, 
wie der Vertrag vom heutigen Tage über die Beſtellung des Oberlandes⸗ 
gerichts in Celle zum Oberlandesgerichte für das Fürſtentum Schaumburg⸗Lippe 
und ſollen mit dem Vertrage gleichzeitig ratifiziert werden. 
Berlin, den 24. Februar 1908. 
Bückeburg, den 25. Februar 1908. 


(. S) Geißler. (. S) Bömers. 


(Nr. 10919.) Bekanntmachung, betreffend die Ratifikation des zwiſ chen Preußen und Schaumburg. 
Lippe wegen Beſtellung des Oberlandesgerichts in Celle zum Oberlandes⸗ 
gerichte für das Fürſtentum Schaumburg ⸗Lippe am 24./25. Februar d. J. 
unterzeichneten Staatsvertrags ſowie den Austauſch der Ratifikationsurkunden. 
Vom 20. Auguſt 1908. N 
En vorſtehend abgedruckte, zwiſchen Preußen und Schaumburg⸗Lippe am 
24/25. Februar d. J. unterzeichnete Staatsvertrag iſt nebſt dem im Anſchluſſe 
daran abgedruckten, gleichzeitig unterzeichneten Schlußprotokolle ratifiziert worden. 
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Die Auswechſelung der Ratifikationsurkunden iſt im Wege des Schriftwechſels 
zwiſchen der Königlich Preußiſchen Geſandtſchaft in Oldenburg und der Fürſtlich 
Schaumburg⸗Lippiſchen Regierung — und zwar mittels Schreibens dieſer 
Regierung vom 27. Juni d. J. und Schreibens der Geſandtſchaft vom 29. Juni 
d. J. — bewirkt worden. f 

Die Fürſtlich Schaumburg⸗Lippiſche Regierung hat den Staatsvertrag 
zwiſchen dem Großherzogtum Oldenburg und dem Fürſtentume Schaumburg⸗ 
Lippe vom 23. Oktober 1878 über die Beſtellung eines gemeinſchaftlichen Ober⸗ 
landesgerichts derart gekündigt, daß er mit dem 1. Oktober 1909 außer Kraft 
tritt; die Großherzoglich Oldenburgiſche Regierung hat die Kündigung angenommen. 

Berlin, den 20. Auguſt 1908. 


Der Miniſter der auswärtigen Angelegenheiten. 
Im Auftrage: 


Stemrich. 


Bekanntmachung. 


Nach Vorſchrift des Geſetzes vom 10. April 1872 (Gefekfamml. S. 357) ſind 
bekannt gemacht: 

1. das am 21. Juni 1908 Allerhöchſt vollzogene Statut für den Ent⸗ und 
Bewäſſerungsverband Grubenhagen zu Grubenhagen (Stadtkreis Elbing) 
im Elbinger Deichverbande durch das Amtsblatt der Königl. Regierung 
zu Danzig Nr. 30 S. 249, ausgegeben am 25. Juli 1908, 

2. das am 21. Juni 1908 Allerhöchſt vollzogene Statut für die Karpitz⸗ 
koer Entwäſſerungsgenoſſenſchaft zu Karpitzko im Kreiſe Bomſt durch 
das Amtsblatt der Königl. Regierung zu Poſen Nr. 30 S. 437, aus⸗ 
gegeben am 28. Juli 1908, 

3. das am 24. Juni 1908 Allerhöchſt vollzogene Statut für die Entwäſſerungs⸗ 
genoſſenſchaft Knakendorf zu Knakendorf im Kreiſe Dt. Krone durch das 
Amtsblatt der Königl. Regierung zu Marienwerder Nr. 30 S. 299, aus⸗ 
gegeben am 23. Juli 1908, 

4. das am 24. Juni 1908 Allerhöchſt vollzogene Statut für die Dewitzſeen⸗ 
Genoſſenſchaft zu Falkenburg im Kreiſe Dramburg durch das Amtsblatt 
der Königl. Regierung zu Köslin Nr. 31 S. 197, ausgegeben am 
30. Juli 1908; 
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5. das am 4. Juli 1908 Allerhöchſt vollzogene Statut für die Moſſin⸗ 

Perſanziger Entwäſſerungsgenoſſenſchaft zu Perſanzig im Kreiſe Neuſtettin 
durch das Amtsblatt der Königl. Regierung zu Köslin Nr. 32 S. 205, 

ausgegeben am 6. Auguſt 1908, f 

6. das am 14. Juli 1908 Allerhöchſt vollzogene Statut für die Entwäſſerungs⸗ 
genoſſenſchaft Hollich Weſt zu Burgſteinfurt im Kreiſe Steinfurt durch 
das Amtsblatt der Königl. Regierung zu Münſter Nr. 32, beſondere 
Beilage S. 281, ausgegeben am 6. Auguſt 1908. 

7. das am 18. Juli 1908 Allerhöchſt vollzogene Statut für die Drainage⸗ 
genoſſenſchaft Ehrſten zu Ehrſten im Kreiſe Hofgeismar durch das Amts⸗ 
blatt der Königl. Regierung zu Caſſel Nr. 33 S. 245, ausgegeben am 
12. Auguſt 1908. 8 


Nedigiert im Bureau des Staatsminiſteriums. — Berlin, gedruckt in der Reichsdruckerei. 
Beftellungen auf einzelne Stücke der Preußiſchen Geſetzſammlung und auf die Haupt⸗Sachregiſter (1806 bis 1883 zu 6,25 % 
und 1884 bis 1903 zu 2,40 /) find an die Poſtanſtalten zu richten. 


